
Auszug aus dem Schweizerischen Zivilgesetzbuch 

 

Art. 470 Umfang der Verfügungsbefugnis 

 Wer Nachkommen, Eltern, den Ehegatten, eine eingetragene Partnerin oder einen eingetragenen Partner 

als seine nächsten Erben hinterlässt, kann bis zu deren Pflichtteil über sein Vermögen von Todes wegen 

verfügen. Wer keine der genannten Erben hinterlässt, kann über sein ganzes Vermögen von Todes wegen 

verfügen. 

 

Art. 499 Öffentliche Verfügung / Errichtungsform 

 Die öffentliche letztwillige Verfügung erfolgt unter Mitwirkung von zwei Zeugen vor dem Beamten, Notar 

oder einer anderen Urkundsperson, die nach kantonalem Recht mit diesen Geschäften betraut sind. 

 

Art. 505 Eigenhändige Verfügung 

 Die eigenhändige letztwillige Verfügung ist vom Erblasser von Anfang bis zu Ende mit Einschluss der 

Angabe von Jahr, Monat und Tag der Errichtung von Hand niederzuschreiben sowie mit seiner 

Unterschrift zu versehen. 

 

Art. 509 Widerruf der letztwilligen Verfügung 

 Der Erblasser kann seine letztwillige Verfügung jederzeit in einer der Formen widerrufen, die für die 

Errichtung vorgeschrieben sind. Der Widerruf kann die Verfügung ganz oder zum Teil beschlagen. 

 

Art. 510 Vernichtung der letztwilligen Verfügung 

 Der Erblasser kann seine letztwillige Verfügung dadurch widerrufen, dass er die Urkunde vernichtet. Wird 

die Urkunde durch Zufall oder aus Verschulden anderer vernichtet, so verliert die Verfügung unter 

Vorbehalt der Ansprüche auf Schadenersatz gleichfalls ihre Gültigkeit, insofern ihr Inhalt nicht genau und 

vollständig festgestellt werden kann. 

 

Art. 511 Spätere Verfügung 

 Errichtet der Erblasser eine letztwillige Verfügung, ohne eine frühere errichtete ausdrücklich aufzuheben, 

so tritt sie an die Stelle der früheren Verfügung, soweit sie sich nicht zweifellos als deren blosse 

Ergänzung darstellt. Ebenso wird eine letztwillige Verfügung über eine bestimmte Sache dadurch 

aufgehoben, dass der Erblasser über die Sache nachher eine Verfügung trifft, die mit jener nicht vereinbar 

ist 

 

Art. 517 Willensvollstrecker, Erteilung des Auftrages 

 Der Erblasser kann in einer letztwilligen Verfügung eine oder mehrere handlungsfähige Personen mit der 

Vollstreckung seines Willens beauftragen. Dieser Auftrag ist ihnen von Amtes wegen mitzuteilen und sie 

haben sich binnen vierzehn Tagen, von dieser Mitteilung an gerechnet, über die Annahme des Auftrages 

zu erklären, wobei ihr Stillschweigen als Annahme gilt. Sie haben Anspruch auf angemessene Vergütung 

für ihre Tätigkeit. 

 

Art. 518 Inhalt des Auftrages 

 Die Willensvollstrecker stehen, soweit der Erblasser nicht anders verfügt, in den Rechten und Pflichten 

des amtlichen Erbschaftsverwalters. Sie haben den Willen des Erblassers zu vertreten und gelten 

insbesondere als beauftragt, die Erbschaft zu verwalten, die Schulden des Erblassers zu bezahlen, die 

Vermächtnisse auszurichten und die Teilung nach den vom Erblasser getroffenen Anordnungen oder 

nach Vorschrift des Gesetzes auszuführen. Sind mehrere Willensvollstrecker bestellt, so stehen ihnen 

diese Befugnisse unter Vorbehalt einer anderen Anordnung des Erblassers gemeinsam zu. 

 

Art. 519 Ungültigkeitsklage, Verfügungsunfähigkeit, mangelhaftem Willen, Rechtswidrigkeit und Unsittlichkeit 

 Eine Verfügung von Todes wegen wird auf erhobene Klage für ungültig erklärt: 

1. wenn sie vom Erblasser zu einer Zeit errichtet worden ist, da er nicht verfügungsfähig war; 

2. wenn sie aus mangelhaftem Willen hervorgegangen ist; 

3. wenn ihr Inhalt oder eine ihr angefügte Bedingung unsittlich oder rechtswidrig ist. 

Die Ungültigkeitsklage kann von jedermann erhoben werden, der als Erbe oder Bedachter ein Interesse 

daran hat, dass die Verfügung für ungültig erklärt werde. 

 

Art. 520 Ungültigkeitsklage, Formmangel 

 Leidet die Verfügung an einem Formmangel, so wird sie auf erhobene Klage für ungültig erklärt. Liegt 

die Formwidrigkeit in der Mitwirkung von Personen, die selber oder deren Angehörige in der Verfügung 



bedacht sind, so werden nur diese Zuwendungen für ungültig erklärt. Für das Recht zur Klage gelten 

die gleichen Vorschriften wie im Falle der Verfügungsunfähigkeit. 

 

Art. 520a Ungültigkeitsklage, bei eigenhändiger letztwilliger Verfügung 

 Liegt der Mangel einer eigenhändigen letztwilligen Verfügung darin, dass Jahr, Monat oder Tag nicht 

oder unrichtig angegeben sind, so kann sie nur dann für ungültig erklärt werden, wenn sich die 

erforderlichen zeitlichen Angaben nicht auf andere Weise feststellen lassen und das Datum für die 

Beurteilung der Verfügungsfähigkeit, der Reihenfolge mehrerer Verfügungen oder einer anderen, die 

Gültigkeit der Verfügung betreffenden Frage notwendig ist. 

 

Art. 522 Herabsetzungsklage 

 Hat der Erblasser seine Verfügungsbefugnis überschritten, so können die Erben, die nicht dem Werte 

nach ihren Pflichtteil erhalten, die Herabsetzung der Verfügung auf das erlaubte Mass verlangen. Enthält 

die Verfügung Bestimmungen über die Teile der gesetzlichen Erben, so sind sie, wenn kein anderer Wille 

des Erblassers aus der Verfügung ersichtlich ist, als blosse Teilungsvorschriften aufzufassen. 

 

Art. 558 Mitteilung an die Beteiligten 

 Alle an der Erbschaft Beteiligten erhalten auf Kosten der Erbschaft eine Abschrift der eröffneten 

Verfügung, soweit diese sie angeht. An Bedachte unbekannten Aufenthaltes erfolgt die Mitteilung durch 

eine angemessene öffentliche Auskündung. 

 

Art. 562 Vermächtnisnehmer, Erwerb 

 Die Vermächtnisnehmer haben gegen die Beschwerten oder, wenn solche nicht besonders genannt sind, 

gegen die gesetzlichen oder eingesetzten Erben einen persönlichen Anspruch. Wenn aus der Verfügung 

nichts anderes hervorgeht, so wird der Anspruch fällig, sobald der Beschwerte die Erbschaft 

angenommen hat oder sie nicht mehr ausschlagen kann. Kommen die Erben ihrer Verpflichtungen nicht 

nach, so können sie zur Auslieferung der vermachten Erbschaftssachen, oder wenn irgend eine Handlung 

den Gegenstand der Verfügung bildet, zu Schadenersatz angehalten werden. 

 

Art. 563 Vermächtnisnehmer, Gegenstand 

 Ist dem Bedachten eine Nutzniessung oder eine Rente oder eine andere zeitlich wiederkehrende Leistung 

vermacht, so bestimmt sich sein Anspruch, wo es nicht anders angeordnet ist, nach den Vorschriften des 

Sachen- und Obligationenrechtes. Ist ein Versicherungsanspruch auf den Tod des Erblassers vermacht, so 

kann ihn der Bedachte unmittelbar geltend machen. 

 

Art. 564 Vermächtnisnehmer, Verhältnis von Gläubigern und Vermächtnisnehmern 

 Die Gläubiger des Erblassers gehen mit ihren Ansprüchen den Vermächtnisnehmern vor. Die Gläubiger 

des Erben stehen, wenn dieser die Erbschaft vorbehaltlos erworben hat, den Gläubigern des Erblassers 

gleich. 

 

Art. 565 Vermächtnisnehmer, Herabsetzung 

 Zahlen die Erben nach Ausrichtung der Vermächtnisse Erbschaftsschulden, von denen sie vorher keine 

Kenntnis hatten, so sind sie befugt, die Vermächtnisnehmer insoweit zu einer verhältnismässigen 

Rückleistung anzuhalten, als sie die Herabsetzung der Vermächtnisse hätten beanspruchen können. Die 

Vermächtnisnehmer können jedoch höchstens im Umfang der zur Zeit der Rückforderung noch 

vorhandenen Bereicherung in Anspruch genommen werden. 

 

Art. 577 Vermächtnisnehmer, Ausschlagung eines Vermächtnisses 

 Schlägt ein Vermächtnisnehmer das Vermächtnis aus, so fällt es zugunsten des Beschwerten weg, wenn 

kein anderer Wille des Erblassers aus der Verfügung ersichtlich ist. 

 

Art. 594 Amtliche Liquidation 

 Haben die Gläubiger des Erblassers begründete Besorgnis, dass ihre Forderungen nicht bezahlt werden, 

und werden sie auf ihr Begehren nicht befriedigt oder sichergestellt, so können sie binnen zwei Monaten, 

vom Tode des Erblassers oder der Eröffnung der Verfügung an gerechnet, die amtliche Liquidation der 

Erbschaft verlangen. Die Vermächtnisnehmer können unter der gleichen Voraussetzung zu ihrer 

Sicherstellung vorsorgliche Massregeln verlangen. 

 

Art. 604 Teilungsanspruch 

 Jeder Miterbe kann zu beliebiger Zeit die Teilung der Erbschaft verlangen, soweit er nicht durch Vertrag 

oder Vorschrift des Gesetzes zur Gemeinschaft verpflichtet ist. 


